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Editorial

Die Anstrengungen zum Klimaschutz werden auch erhebliche Aus-
wirkungen auf die Abfallwirtschaft haben. Darauf machen Martin
Beckmann und Walter Frenz in ihrem Beitrag „Zukunftsorientiertes
Kreislaufwirtschaftsrecht für einzelne Stoffströme“ aufmerksam. Er-
folgt eine breite Umstellung von Fahrzeugen auf Elektroantrieb und
eine generelle Abkehr von der Nutzung fossiler Energieträger, wird
sich die Menge an zu entsorgenden Altbatterien und Photovoltaik-
modulen drastisch erhöhen. Hier stellen sich erhebliche Entsor-
gungsprobleme. Dasselbe gilt für Rotorflügel von Windenergiean-
lagen. Beckmann und Frenz stellen dar, welche Regelungen hierfür
nach dem geltenden Batteriegesetz, der zu erwartenden Batterie-
verordnung der EU sowie dem ElektroG bestehen. Nach ihren Aus-
führungen ist die Entsorgung für beide Bereiche sichergestellt: Für
die Hersteller von Fahrzeug- und Industriebatterien bestehen Rück-
nahmepflichten, deren Erfüllung sie gemäß § 8 Abs. 1 S. 1 BattG
dadurch sicherstellen, dass sie den Vertreibern für von diesen zu-
rückgenommene Fahrzeug- und Industrie-Altbatterien und den Be-
handlungseinrichtungen nach § 12 Abs. 1 und 2 BattG für die dort
anfallenden Fahrzeug- und Industrie-Altbatterien eine zumutbare
und kostenfreie Möglichkeit der Rückgabe anbieten und die zurück-
genommenen Altbatterien verwerten. Sie sind verpflichtet, die fi-
nanziellen und organisatorischen Mittel vorzuhalten, um der Rück-
nahmepflicht nachzukommen. Ähnliches gilt für Photovoltaikmo-
dule: Nach der EU-RL (2012/19/EU) über Elektro- und Elektronik-
Altgeräte ist jeder Hersteller und Vertreiber von elektrischen oder
elektronischen Geräten dazu verpflichtet, sich an der Verwertung
der von ihm in den Umlauf gebrachten Produkte zu beteiligen. Für
das Recycling der Photovoltaik-Module beträgt die geforderte Sam-
melquote 85 %, 80 % müssen in den Wertstoffkreislauf zurückge-
führt werden. Als problematischer stellt sich die Entsorgung von Ro-
torblättern von Windenergieanlagen dar. Der darin enthaltene Stahl-
und Aluminiumschrott kann nach den hierfür geltenden allgemei-
nen abfallrechtlichen Regelungen verwertet werden. Schwieriger ist
die Entsorgung der Rotorblätter, bei deren Herstellung zunehmend
Verbundwerkstoffe verbaut werden, die sich überwiegend aus Glas-
fasern und zunehmend aus Carbonfasern, verbunden mit einer Ma-
trix aus Kunststoffen zusammensetzen. Hier ist zweifelhaft, ob sie
unter wirtschaftlichen Bedingungen verwertet werden können und
wann die Abfalleigenschaft dieser Materialien nach einem Verwer-
tungsprozess endet. Beckmann und Frenz treten dafür ein, zu prü-
fen, ob für noch funktionsfähige Rotorblätter eine Verpflichtung zur
Wiederverwendung eingeführt werden soll, und zu regeln, dass Ro-
torblätter nur so in den Verkehr gebracht werden dürfen, dass sie
auch wiederverwendet werden können. Im Rahmen der Hersteller-
verantwortung könnten Rückgabe- und Rücknahmeverpflichtungen
undKennzeichnungs-und Informationspflichteneingeführtwerden.

Weiter befassen sich Beckmann und Frenz mit der Problematik
der Kunststoffabfälle und gehen in diesem Zusammenhang auf die
Umsetzung der EinwegkunststoffRL in Deutschland durch die Ein-
wegkunststoffverbotsverordnung, die Einwegkunststoffkennzeich-
nungsverordnung und das – noch zu verabschiedende – Einweg-
kunststofffondsG ein. Nach dem Entwurf für die zuletzt genannte
Regelung soll beim Umweltbundesamt ein Einwegkunststofffonds
gebildetundverwaltetwerden.HerstellerbestimmterEinwegkunst-
stoffprodukte sollen verpflichtet werden, Abgaben in den Fonds
einzuzahlen, mit denen die Kosten beglichen werden sollen, die
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern und sonstigen an-
spruchsberechtigten juristischen Personen des öffentlichen Rechts

bei der Entsorgung dieser Einwegkunststoffabfälle entstehen. Be-
troffen ist insbesondereauchdieZigarettenindustrie.Rechtlichwer-
den nicht zu Unrecht Bedenken dagegen geltend gemacht, ob der
Fonds mit der bundesdeutschen Finanzverfassung vereinbar ist, die
abgesehen von Steuern, Gebühren und Beiträgen nur unter be-
stimmten Voraussetzungen die Erhebung von Sonderabgaben ver-
langt. Diese Problematik stellt sich auch bei der Umsetzung der
EU-Plastiksteuer. Ob sie unter Hinweis auf die Bedeutung des Kli-
maschutzes und den Vorrang des Unionsrechts überwunden wer-
den können, wie Beckmann und Frenz meinen, ist zweifelhaft.

Eine andere – bisher wenig gelöste – Herausforderung für die
Abfallwirtschaft stellt die Lebensmittelverschwendung dar. Don-
gyang Zhang konstatiert in seinem Beitrag, dass die europäische
AbfallhierarchieaufdieAbfallverringerung setzt, dieAbfallvermei-
dung jedoch nur unzureichend instrumentalisiert. Die Problema-
tik der Lebensmittelverschwendung werde durch diese Systema-
tik nur unzureichend erfasst. Deren Bekämpfung müsse über das
Abfallrecht hinausgehen. Es müsse eine klare Unterscheidung zwi-
schen essbaren und nicht essbaren Lebensmitteln getroffen wer-
den, um überschüssige Lebensmittel in der Lebensmittelversor-
gungskette zu halten. Das derzeitige Rechtssystem ignoriere den
Wert von Lebensmitteln und hindere zugleich die Umverteilung
überschüssiger Lebensmittel. Zhang tritt dafür ein, das Verhalten
von Lebensmittelherstellern und -einzelhändlern zu regulieren
und ähnlich wie Frankreich, Italien und Tschechien spezifische
Regelungen der Umverteilung für noch brauchbare Lebensmittel
zu schaffen, um die Lebensmittelverschwendung zu bekämpfen.

Weitere Beiträge behandeln die „Abfallart-Zuordnung von
Schlacken aus der Siedlungsabfallverbrennung nach ihrer Aufbe-
reitung“ (Gregor Franßen/Anna Hinzer) und die „Anforderungen
an die güteüberwachte Herstellung mineralischer Ersatzbaustoffe
in Aufbereitungsanlagen – Teil 2“ (Tim Hahn).

Die Betreiber von Altholz-Schredderanlagen müssen zukünftig
ihre Anlagen einhausen. Das stellt sie sicher vor erhebliche wirt-
schaftliche Anforderungen. Zweifelhaft ist allerdings, ob die These
von Jens Kröcher und Daniela Weber zutrifft, dass die durch die
Allgemeine Verwaltungsvorschrift Abfallbehandlungsanlagen vom
20.1.2022 (ABAVwV) eingeführte Verpflichtung zur Einhausung
von Altholz-Schredderanlagen rechtswidrig ist, weil sie gegen die
Eigentumsgarantie und die Berufsfreiheit verstößt. Sie übersehen,
dass hierdurch der Stand der Technik beschrieben wird, wie er in
der BVT 14d aus den Schlussfolgerungen der EU-Kommission zu
den besten verfügbaren Techniken für die Abfallbehandlung kon-
kretisiert ist. Vor allem aber blenden sie das Immissionsschutzrecht
aus, das für die Zulassung solcher Anlagen maßgebend ist. Sie müs-
sen hiernach dem Stand der Technik entsprechen. Für Altanlagen
besteht die Möglichkeit der nachträglichen Anordnung gemäß § 17
BImSchG, falls der Betreiber die Anlage nicht innerhalb der durch
die ABAVwV gesetzten Fristen nachrüstet. Eine Betriebsuntersa-
gung kommt nur unter den Voraussetzungen des § 20 BImSchG in
Betracht. Es ist deshalb keinesfalls so, dass die Einhausungspflicht
nach der ABAVwV ein Berufsausübungsverbot enthält und damit
– weil unverhältnismäßig – gegen Art 12 GG verstößt. Ob eine Ein-
hausungspflicht wirklich erforderlich ist, um Gefahren für Mensch
undUmweltabzuwenden, stehtaufeinemanderenBlatt.AusGrün-
den der Vorsorge dürfte sie indessen nicht unverhältnismäßig sein.

Prof. Dr. Alexander Schink
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Prof. Dr. Martin Beckmann und Prof. Dr. Walter Frenz, Maître en Droit Public *

Zukunftsorientiertes Kreislaufwirtschaftsrecht für
einzelne Stoffströme
Batterien, Windräder, Kunststoffe und Industrieabfälle

Verschiedene Stoffströme zeigen, in welch hohem Ausmaß bereits eine zukunftsorientierte Kreislaufwirtschaft ver-
wirklicht wurde. Dafür stehen Batterien und Akkumulatoren, Windenergieanlagen und Solarmodule sowie Kunststof-
fe und Industrieabfälle. Zugleich wird deutlich, welche weiteren Verbesserungen für eine ressourcenschonende Kreis-
laufwirtschaft möglich sind, welche sehr eng mit dem Klimaschutz gekoppelt ist (dazu Frenz/Beckmann, AbfallR 2022,
Heft 4).

I. Ansatz

In welchem Umfang eine Kreislaufwirtschaft zukunftsori-
entiert ist, lässt sich insbesondere auch daran messen, wel-
chen Beitrag sie zur Ressourcenschonung, für den Klima-
schutz und für eine Energiewende weg von fossilen Brenn-
stoffen hin zu regenerativen Energien leisten kann. Dem-
entsprechend soll im Weiteren insbesondere auf die um-
weltverträgliche Entsorgung von Batterien und Akkumula-
toren, von Abfällen beim Rückbau und beim Repowering
von Windenergieanlagen sowie auf die rechtlichen Rah-
menbedingungen für eine umweltverträgliche Entsorgung
von Fotovoltaikanlagen eingegangen werden.

Für eine zukunftsorientierte Kreislaufwirtschaft ist au-
ßerdem entscheidend, dass Abfälle nicht außerhalb einer
geordneten Entsorgung in die Umwelt gelangen. Das ist je-
doch insbesondere bei Kleinplastikabfällen, die Böden und
vor allem auch dieMeere zunehmend vermüllen, ein erheb-
liches Problem. Deshalb soll nachfolgend auch auf die deut-
schen und europäischen Strategien zur Bekämpfung einer
ungeordneten Entsorgung von Kunststoffabfällen und ei-
ner Verlitterung der Umwelt eingegangen werden.

Nicht zuletzt ist für eine zukunftsgerichtete, ressourcen-
schonende und klimaneutrale Kreislaufwirtschaft von her-
ausragender Bedeutung, dass sie eine Industrieproduktion
weiterhin ermöglicht und dafür auch eine effiziente, ord-
nungsgemäße und schadlose Entsorgung von Industrieab-
fällen sicherstellen kann. Deshalb soll auch ein Überblick
über die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Entsor-
gung von Industrieabfällen in Deutschland gegeben wer-
den.

II. Umweltverträgliche Entsorgung von
Batterien und Akkumulatoren

Auf der Grundlage der EU-Batterierichtlinie hat der deut-
sche Gesetzgeber ein Batteriegesetz erlassen und dieses Ge-
setz zuletzt im Jahre 2021 novelliert. Das Batteriegesetz ist
die maßgebliche Rechtsgrundlage für die umweltverträgli-

che Entsorgung von Batterien und Akkumulatoren in
Deutschland. Die EU beabsichtigt allerdings, eine unmittel-
bar geltende Batterieverordnung zu erlassen, die zur (weit-
gehenden) Aufhebung des deutschen Batteriegesetzes füh-
ren dürfte.

1. Batterieentsorgung nach dem geltenden
Batteriegesetz

a. Entwicklung und Reichweite

Das Batteriegesetz regelt einen wichtigen Bereich der Pro-
duktverantwortung; es richtet sich anHersteller, Vertreiber,
Endverbraucher und öffentlich-rechtliche Entsorgungsträ-
ger. Ziel des Gesetzes ist es, den Eintrag von Schadstoffen
inAbfällendurchBatterienzuverringern.WeitereZiele sind
die Steigerung der Sammelmenge und die Sicherstellung
derEntsorgungalterBatterien inderProduktverantwortung
der Batteriehersteller und des Handels. Dadurch sollen die
durch Altbatterien insgesamt verursachten Umweltbelas-
tungen auf ein Mindestmaß reduziert werden.1 Es wird ge-
schätzt, dass für den Ausbau der Kapazitäten für das Batte-
rierecycling inDeutschland bis zum Jahr 2040 Investitionen
i.H.v. 2 Mrd. Euro und in der EU i.H.v. 6,6 Mrd. Euro erfor-
derlich sind; es wird außerdem erwartet, dass weltweit die
Batterieherstellung um das 19-Fache gesteigert werden
muss.2

Am 1.1.2021 ist das Erste Gesetz zur Änderung des Batte-
riegesetzes in Kraft getreten. Ziel der Gesetzesnovelle ist
die dauerhafte Sicherstellung einer flächendeckenden

* Prof. Dr. Frenz lehrt Berg-, Umwelt- und Europarecht an der RWTH Aa-
chen University. Prof. Dr. Martin Beckmann ist Rechtsanwalt in Müns-
ter.

1 S. dazuÖttinger, NVwZ 2021, 1084 ff.; Chryssos, Der Landkreis 2014,
36.

2 Dieckmann/Kordes, AbfallR 2022, 17 ff.
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Sammlung und hochwertigen Verwertung von Geräte-Alt-
batterien und das Erreichen der entsprechenden EU-Vorga-
ben. Das neue Gesetz soll vor allem negativen Entwicklun-
gen im Hinblick auf entstandene Wettbewerbsverzerrun-
gen entgegentreten. In den vergangenen Jahren hatte sich
die Situation auf dem Markt der Batterieentsorgung deut-
lich verändert und zu einemWettbewerb zwischen dem ge-
setzlich vorgesehenen Solidarsystem der Hersteller (Stif-
tung Gemeinsames Rücknahmesystem Batterien – GRS)
und den freiwilligen, herstellereigenen Rücknahmesyste-
men geführt. Das führte zu einer hohen finanziellen Belas-
tung der bei der GRS beteiligten Hersteller. Es bestand die
Sorge, dass die effektive Sammlung und Verwertung aller
anfallenden Gerätealtbatterien dadurch gefährdet werden
könnte.

Die Novelle des BattG sieht ein reines Wettbewerbssys-
tem zwischen herstellereigenen Rücknahmesystemen vor.
Es sollen faireWettbewerbsbedingungen für alle hersteller-
eigenen Rücknahmesysteme sichergestellt und einheitliche
Anforderungen an die Systeme selbst sowie an die Rück-
nahme durch die Systeme festgelegt werden. Das Zusam-
menwirken der fünf herstellergetragenen Rücknahmesys-
teme erfolgt im Wettbewerb. Das in der Vergangenheit be-
stehende Solidarsystem existiert seit der Einführung eines
herstellergetragenen Rücknahmesystems nicht mehr.3

In den Anwendungsbereich des Batteriegesetzes fallen
nichtwiederaufladbareBatterien (Primärbatterien) undauf-
ladbare Batterien (Sekundärbatterien, Akkus), unabhängig
davon, ob sie in Geräten eingebaut sind, soweit nicht eine
Ausnahme vom Anwendungsbereich greift. Batterien wer-
den in drei Klassen eingeteilt:
– Industriebatterien (für gewerbliche und landwirtschaft-

liche Zwecke sowie als Antriebsbatterie von Elektro- und
Hybridfahrzeugen),

– Fahrzeugbatterien (zur Zündung, zum Anlassen und zur
Beleuchtung von Fahrzeugen),

– Gerätebatterien (gekapselte Batterien, die in derHand ge-
halten werden können, außer Fahrzeug- und Industrie-
batterien).

b. Verkehrsverbote

Nach § 3 Abs. 1 BattG ist das Inverkehrbringen von Batteri-
en, die mehr als 0,0005 Gewichtsprozent Quecksilber ent-
halten, verboten. Das Inverkehrbringen von Gerätebatteri-
en, die mehr als 0,002 Gewichtsprozent Cadmium enthal-
ten, ist nach § 3 Abs. 2 S. 1 BattG ebenfalls verboten. Von
dem Verbot sind nach § 3 Abs. 2 S. 2 BattG Gerätebatterien
ausgenommen, die für Not- oder Alarmsysteme einschließ-

lich Notbeleuchtung und für medizinische Ausrüstung be-
stimmt sind. 

Hersteller dürfen nach § 3 Abs. 3 BattG Batterien nur in
Verkehr bringen, wenn sie oder deren Bevollmächtigte nach
§ 4 Abs. 1 S. 1 BattG bei der zuständigen Behörde ordnungs-
gemäß registriert sind und durch Erfüllung der ihnen oblie-
genden Rücknahmepflichten sicherstellen, dass Altbatteri-
en nach Maßgabe dieses Gesetzes zurückgegeben werden
können.4

Nach § 3 Abs. 4 BattG dürfen Vertreiber Batterien in
Deutschland für den Endnutzer nur anbieten, wenn sie
durch Erfüllung der ihnen nach § 9 Abs. 1 S. 1 BattG oblie-
gendenRücknahmepflichtensicherstellen,dassderEndnut-
zer Altbatterien nach Maßgabe dieses Gesetzes zurückge-
ben kann. Das Anbieten von Batterien ist untersagt, wenn
deren Hersteller oder deren Bevollmächtigte entgegen § 4
Abs. 1 S. 1 BattG nicht oder nicht ordnungsgemäß registriert
sind.

c. Erweiterte Herstellerverantwortung und
Rücknahmepflichten

Die Hersteller sind nach § 5 BattG verpflichtet, die von den
Vertreibern zurückgenommenenAltbatterien sowie die von
öffentlich-rechtlichenEntsorgungsträgernerfasstenunddie
von den freiwilligen Rücknahmestellen zurückgenomme-
nen Geräte-Altbatterien unentgeltlich zurückzunehmen, zu
behandeln und zu verwerten. Nicht verwertbare Altbatteri-
en sind nach § 14 BattG zu beseitigen.

JederHersteller vonGerätebatterienhat zurErfüllung sei-
nerRücknahmepflichtenein eigenesRücknahmesystemfür
Geräte-Altbatterien einzurichten und zu betreiben. Die Er-
richtung und der Betrieb des Rücknahmesystems bedürfen
der Genehmigung durch die zuständige Behörde. Ein Rück-
nahmesystem darf nur genehmigt werden, wenn nachge-
wiesen ist, dass das in § 16 BattG vorgeschriebene Sammel-
ziel erreicht wird.

Bei der Einrichtung und dem Betrieb eines Rücknahme-
systems könnenmehrereHersteller oder deren Bevollmäch-
tigte zusammenwirken. Die Rücknahmesysteme sind nach
§ 7a BattG verpflichtet, im Rahmen der Bemessung der Bei-
träge der Hersteller oder der Bevollmächtigten Anreize da-
für zu schaffen, dass bei der Herstellung von Gerätebatteri-
en die Verwendung von gefährlichen Stoffen minimiert
wird. Bei der Bemessung der Beiträge sind auch die Langle-
bigkeit, die Wiederverwendbarkeit und die Recyclingfähig-
keit der Gerätebatterien zu berücksichtigen. Der jeweilige
Beitrag hat sich dabei an den einzelnen chemischen Syste-
men der Gerätebatterien zu orientieren.

d. Rücknahme von Fahrzeug- und Industrie-Altbatterien

Die Hersteller von Fahrzeug- und Industriebatterien stellen
gemäß § 8 Abs. 1 S. 1 BattG die Erfüllung ihrer Rücknahme-
pflichten dadurch sicher, dass sie den Vertreibern für die

3 DazuÖttinger, NVwZ 2021, 1084 ff.;Dieckmann, AbfallR 2020, 258 ff.

4 Die Missachtung der Registrierungspflicht kann als unlauterer Wettbe-
werb i.S.v. § 3 a UWG eingeordnet werden und Unterlassungsansprü-
che begründen.
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von diesen zurückgenommenen Fahrzeug- und Industrie-
Altbatterien und den Behandlungseinrichtungen nach § 12
Abs. 1 und 2 BattG für die dort anfallenden Fahrzeug- und
Industrie-AltbatterieneinezumutbareundkostenfreieMög-
lichkeit der Rückgabe anbieten und die zurückgenomme-
nen Altbatterien verwerten.

Die Hersteller von Fahrzeug- und Industriebatterien sind
verpflichtet, die finanziellen und organisatorischen Mittel
vorzuhalten, umderRücknahmepflichtnachzukommen.Ei-
ne Verpflichtung der Vertreiber oder der Behandlungsein-
richtungen zur Überlassung dieser Altbatterien an die Her-
steller oder an deren Bevollmächtigte besteht nicht.

e. Pfandpflichten für Fahrzeugbatterien

Eine Pfandpflicht für Fahrzeugbatterien besteht in Deutsch-
land schon seit dem Jahre 1998. Schon die Batterieverord-
nung vom 27.3.1998 enthielt eine Pfandregelung für seiner-
zeit sogenannte Starterbatterien. Die geltende Pfandpflicht
betrifft nurFahrzeugbatterien.VergleichbarePfandregelun-
gen für Industrie- oder Gerätebatterien bestehen nicht.

Entscheidend für die Pfanderhebungspflicht ist insoweit
die Einordnung der Batterie als Fahrzeugbatterie. Fahrzeug-
batterien sind Batterien, die für den Anlasser, die Beleuch-
tung oder für die Zündung von Fahrzeugen bestimmt sind.
Fahrzeuge sind dabei Landfahrzeuge, die durchMaschinen-
kraft bewegtwerden, ohne an Bahngleise gebunden zu sein.

Nicht von der Pfandpflicht umfasst sind damit Traktions-
batterien oder andere nach dem chemischen System zwar
vergleichbare Batterien, die jedoch nicht für den Anlasser,
die Beleuchtung oder für die Zündung von Fahrzeugen be-
stimmt sind.Batterien, dienur fürdenAnlasser, dieBeleuch-
tung oder für die Zündung von bahngleisgebundenen Fahr-
zeugen bestimmt sind, sind ebenfalls nicht von der Pfand-
pflicht umfasst.5

Eine unionsrechtliche Pflicht zur Einführung eines
Pfandsystems auf Fahrzeugbatterien besteht nicht. Nach
Art. 9 derRL2006/66/EGkönnendieMitgliedstaaten jedoch
wirtschaftliche Instrumente einsetzen, um die Sammlung
von Altbatterien und -akkumulatoren oder den Einsatz von
Batterien und Akkumulatoren, die weniger umweltschädli-
che Stoffe enthalten, zu fördern. Art. 9 S. 1 der RL
2006/66/EG erwähnt als Beispiel gestaffelte Steuersätze. Zu
den wirtschaftlichen Instrumenten zählen aber nach Art. 4
Abs. 3 i.V.m. Anhang IVa Nr. 5 der RL 2008/98/EG in der
durch die RL 2018/851/EU geänderten Fassung (Abfallrah-
menrichtlinie) ausdrücklich auch Pfandsysteme.6

Vertreiber, die Fahrzeugbatterien an Endnutzer abgeben,
sind verpflichtet, je Fahrzeugbatterie ein Pfand inHöhe von
7,50 Euro einschließlich Umsatzsteuer zu erheben, wenn
der Endnutzer zum Zeitpunkt des Kaufs einer neuen Fahr-
zeugbatterie keine Fahrzeug-Altbatterie zurückgibt. Das
Pfand ist nur zu erheben, wenn der Endnutzer zum Zeit-
punkt des Kaufs einer neuen Fahrzeugbatterie keine Fahr-
zeug-Altbatterie zurückgibt. Die Pflicht zur Pfanderhebung

besteht insoweit nur auf der letzten Vertriebsstufe bei der
Abgabe an Endnutzer.

Nur der Vertreiber ist zur Erstattung eines Pfandes ver-
pflichtet, der auch zuvor das Pfand beim Endnutzer erho-
ben hat. Damit soll gesichert werden, dass Endnutzer nur
dann von dem konkreten Vertreiber eine Erstattung verlan-
gen können, wenn sie das Pfand auch bei diesemVertreiber
entrichtet haben. Eine Pflicht zur Errichtung eines vertrei-
berübergreifenden Pfandsystems besteht nicht.

§ 10 Abs. 1 S. 3 BattG berechtigt die Vertreiber, die Erstat-
tung des Pfandes von der Rückgabe einer ausgegebenen
Pfandmarke abhängig zumachen. Das gilt für den Fall, dass
die Fahrzeug-Altbatterie bei demdas Pfand erhebendenVer-
treiber zurückgegeben wird, von dem der Endnutzer das
Pfand auch zurückerhält.

Besonderheiten gelten für den Online-Handel und dafür,
dass die Altbatterie bei einem anderen Erfassungsberech-
tigten nach § 11 Abs. 3 BattG als dem pfanderhebenden Ver-
treiber zurückgegeben wird. Das BattG sieht dazu vor, dass
der zurücknehmende Erfassungsberechtigte auf Verlangen
des Endnutzers eine Bestätigung über die Rücknahme oh-
ne Pfanderstattung auszustellen hat. Mit dieser Bestätigung
kann dann der Endnutzer vom Online-Händler eine Pfan-
derstattung verlangen. Die Bestätigung muss daher sowohl
die Rücknahme als auch die fehlende Pfanderstattung um-
fassen. Die Pfandrückerstattung ist bei Vorlage eines ent-
sprechenden schriftlichen oder elektronischen Rückgabe-
nachweises, der zum Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als
zwei Wochen ist, verpflichtend.

Eine Ausnahme von der Pfanderhebungspflicht besteht
für Fahrzeugbatterien, die eingebaut in Fahrzeugen an den
Endnutzer ab- oder weitergegeben werden. Damit greift die
Pfandregelung nur für die Austauschfahrzeugbatterien,
nicht jedoch für den Fahrzeughandel, dermit einer Ab- oder
Weitergabe einer Fahrzeugbatterie einhergeht. Die Ausnah-
me war bereits Teil der ursprünglichen Pfandregelung nach
der Batterieverordnung vom 27.3.1998.

DerVorschlagderKommission für eineneueBatterie-Ver-
ordnung vom 10.12.2020 sieht keine vergleichbare Pfand-
pflicht vor.

2. Zukünftige EU-Batterieverordnung

Die EU-Kommission hat Ende 2020 eine Europäische Ver-
ordnungüberBatterienundAltbatterienvorgeschlagen,mit
der das europäische Batterierecht umfassend neu geregelt
werden soll, und zwar mit unmittelbarer Wirkung in den
Mitgliedstaaten.

5 Schleifenbaum, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Loseblatt, Stand:
Dezember 2021, § 10 BattG, Rn. 8.

6 Schleifenbaum, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Loseblatt, Stand:
Dezember 2021, § 10 BattG, Rn. 4.
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Angestrebt wird eine umfassende Regelung des gesam-
ten Lebenswegs von Batterien, von der Entwicklung und
Produktion bis zur abschließenden Entsorgung von Altbat-
terien, soweit diese bzw. die in ihnen enthaltenen Stoffe
nicht in den Wirtschaftskreislauf zurückgeführt werden
können.7 Die EU-Batterieverordnung wird, wenn sie verab-
schiedet wird, zu einem vollständigen Umbruch im euro-
päischenunddeutschenBatterierecht führen. Betroffen von
diesen Änderungen sind neben den klassischen Gerätebat-
terien vor allem auch Fahrzeugbatterien, insbesondere für
Antriebszwecke in E-Bikes und Automobilen.

DerVerordnungsentwurf enthält umfangreicheAnforde-
rung an Batterien, die in der EU in den Verkehr gebracht
werden dürfen, einschließlich verfahrensrechtlicher Be-
stimmungen zur Konformitätsfeststellung und zur Notifi-
zierung von Stellen, die die Konformität der Batterien mit
dem EU-Batterierecht bestätigen sollen, sowie einschließ-
lich weiterer Pflichten im Zusammenhang mit dem Inver-
kehrbringen von Batterien.

Der Verordnungsentwurf sieht verschiedene Maßnah-
men vor, um die von Batterien ausgehende Belastung für
die Umwelt und für natürliche Ressourcen bei der Herstel-
lung, Benutzung und Entsorgung der Batterien zu verrin-
gern. So schreibt der Verordnungsentwurf eine Beschrän-
kung des Masseanteils von Quecksilber und Kadmium in
Batterien vor. Für bestimmte Batterien (Traktionsbatterien
und wiederaufladbare Industriebatterien) sollen Angaben
zum CO2-Fußabdruck verlangt werden.

Industriebatterien, Traktionsbatterien und Starterbatte-
rien mit internem Speicher mit einer bestimmten Kapazi-
tät sollen ab dem Jahr 2030 bestimmte Mindestanteile von
aus Abfällen zurückgewonnenemKobalt, Blei, Lyzeumoder
Nickel enthalten müssen, wenn die Batterien solche Stoffe
enthalten. Dazu müssen zukünftig von den Herstellern An-
gaben gemacht werden.

Neu eingeführt werden sollen auch Mindestanforderun-
gen an die Haltbarkeit und Leistungsfähigkeit aller Batterie-
typen. Außerdem sieht der Verordnungsentwurf vor, dass
in Geräte eingebaute Gerätebatterien während der Lebens-
dauer des Geräts vom Endnutzer oder von unabhängigen
Wirtschaftsakteuren leicht entfernt oder ausgetauscht wer-
den können.

Zusätzlich zu diesenNachhaltigkeitsanforderungen sieht
der Entwurf der Verordnung umfassende Kennzeichnungs-
und Informationsanforderungen vor, die durch aufgedruck-

teQR-Codes realisiertwerden sollen, sowie ein verpflichten-
des Batteriemanagementsystem für alle wiederaufladbaren
Industriebatterien und Traktionsbatterien mit einer be-
stimmten Speicherkapazität. Dazu sollen Angaben gemacht
werden,mitwelchemderAlterungszustandderBatterieund
die voraussichtliche (Rest-)Lebensdauer der Batterie ermit-
telt werden können.

Neben Regelungen zur Herstellung und zur Beschaffen-
heit sowie zum Inverkehrbringen von Batterien sollen in
der Verordnung auch End-of-Life-Regelungen enthalten
sein, die sich auf eine erweiterte Herstellerverantwortung,
auf die Sammlung von Altbatterien und die hiermit im Zu-
sammenhang stehenden Entsorgungspflichten beziehen.8

III. Umweltverträgliche Entsorgung bei Rückbau
und Repowering von Windenergieanlagen

1. Stark gesteigerte Bedeutung

Die Zahl der (On-shore-)Windenergie-Anlagen (WEA) ist in
Deutschland von über 9.000 Anlagen im Jahr 2000 auf fast
30.000 Anlagen im Jahr 2018 gestiegen; sie muss im Zuge
der Energiewende noch sehr deutlich gesteigert werden.
Nach Stilllegung derWEA fallen im Rahmen des Rückbaus
erhebliche Abfallmengen an. Das gilt auch bei der Anlagen-
modernisierung i.S.e. Repowering. Das Umweltbundesamt
hat deshalb die technischen Möglichkeiten der Wiederver-
wendung von Rotorblättern derWEA sowie des Recyclings
vonAbfällen, die bei der Demontage vonWEA anfallen, un-
tersuchen und prüfen lassen, ob und inwieweit es erforder-
lich ist, die rechtlichen Rahmenbedingungen dafür zu än-
dern.9

Im Jahre 1980 hatte ein durchschnittlichesWindrad noch
einen Durchmesser von etwa 15 Metern, mittlerweile sind
es meist über 250 Meter. Bei der Stilllegung und dem Aus-
tausch derWEA imRahmen des Repowering fallen deshalb
immer größere Abfallmengen an. Mit dem größeren Durch-
messer hat sich insbesondere auch die Materialmenge der
Rotorblätter vervielfacht; außerdem ist die Materialzusam-
mensetzung komplexer geworden. Verwendet werden ne-
ben Glasfasern zunehmend auch Carbonfasern, die sich bis-
lang nur schlecht bis gar nicht recyceln und verwerten las-
sen. Eine Ablagerung carbonfaserhaltiger Rotorblattabfälle
ist angesichts deshohenorganischenAnteils inDeutschland
grundsätzlich nicht zulässig.

2. Betreiberverantwortlichkeit

Dem Verursacherprinzip entsprechend sind für die Entsor-
gung der bei der Stilllegung und dem Rückbau von WEA
anfallenden Abfällen die Betreiber dieser Anlagen verant-
wortlich. Die Notwendigkeit, Rotorblattabfälle vonWEA zu
entsorgen, d.h. vorrangig zu verwerten oder nachrangig zu

7 S. dazu Dieckmann/Kordes, AbfallR 2022, 17 ff.

8 Im Einzelnen dazu Dieckmann/Kordes, AbfallR 2022, 17 ff.

9 S. dazu den Abschlussbericht des Forschungsvorhabens „Entwicklung
von Rückbau- und Recyclingstandards für Rotorblätter, Forschungsvor-
haben des Umweltbundesamtes, Texte 12/2021; außerdem dazu Beck-
mann, Kreislaufwirtschaft und Energiewende – Zur Entsorgung von Ro-
torblattabfällen beim Repowering von Windenergieanlagen, in: Frenz,
Handbuch Kreislaufwirtschaft, 2022 (in Vorbereitung).



AbfallR 5 2022234 Zukunftsorientiertes Kreislaufwirtschaftsrecht für einzelne Stoffströme

beseitigen, entsteht zu dem Zeitpunkt, zu dem die Rotor-
blätter zu Abfall werden.

3. Ende der Abfalleigenschaft

Für die Frage, welche abfallrechtlichen Anforderungen an
die Entsorgung von Abfällen stillgelegter WEA zu stellen
sind, ist das Ende der Abfalleigenschaft von Bedeutung, zu
dem auch der Anwendungsbereich des KrWG endet. Nach
§ 5 Abs. 1 KrWG endet die Abfalleigenschaft eines Stoffes
oder Gegenstandes, wenn dieser ein Recycling oder ein an-
deres Verwertungsverfahren durchlaufen hat und so be-
schaffen ist, dass 1. er üblicherweise für bestimmte Zwecke
verwendet wird, 2. ein Markt für ihn oder eine Nachfrage
nach ihm besteht, 3. er alle für seine jeweilige Zweckbestim-
mung geltenden technischen Anforderungen sowie alle
Rechtsvorschriften und anwendbaren Normen für Erzeug-
nisse erfüllt sowie 4. seine Verwendung insgesamt nicht zu
schädlichen Auswirkungen aufMensch oder Umwelt führt.

Bei dem ganz überwiegenden Anteil der beim Rückbau
einer WEA anfallenden Abfälle handelt es sich um Bauab-
fälle, vor allem um Beton und Metallschrott. Diese Fraktio-
nen können grundsätzlich auf etablierten Entsorgungswe-
gen verwertet werden. Am schwierigsten stellt sich die Ent-
sorgung der Rotorblätter dar, bei deren Herstellung zuneh-
mendVerbundwerkstoffe verbautwerden, die sichüberwie-
gend aus Glasfasern und zunehmend aus Carbonfasern, ver-
bunden mit einer Matrix aus Kunststoffen, zumeist Duro-
plaste, aber auch Thermoplaste, zusammensetzen. Rotor-
blätter bestehen in der Regel zu zwei Dritteln (bezogen auf
die Masse) aus faserverstärkten Kunststoffen; hinzu kom-
men Balsaholz und/oder Schaumstoffe, Metalle, Beschich-
tungen etc.

Soweit bei der Entsorgung der Rotorblattabfälle Eisen-,
Stahl- oder Aluminiumschrott anfällt, ist die EU-Abfallen-
de-Verordnung für Eisen-, Stahl- und Aluminiumschrott
(VO 333/2011/EU) zu beachten, die europaweit unmittelbar
verbindlich Kriterien festlegt, wann bestimmte Arten von
Schrott nicht mehr als Abfall anzusehen sind. Die EU-Ab-
fallende-Verordnungen sind unmittelbar geltendes Recht
dar. Die nationalen Gesetz- bzw. Verordnungsgeber sind in-
soweit nicht berechtigt, abweichende Kriterien für die Be-
endigung der Abfalleigenschaft des jeweiligen Materials
aufzustellen, es sei denn, dass es sich um strengere Sicher-
heitsvorschriften handelt.

Eisen-, Stahl- und Aluminiumschrott, der nicht mehr als
Abfall eingeordnet werden soll, muss bestimmten Ein-
gangskriterien vor dem Verwertungsverfahren entspre-
chen, bestimmten Behandlungsverfahren unterzogen wer-
den und bestimmte Qualitätsanforderungen nach der Be-
handlung erfüllen. Insbesondere geht es dabei um eine Be-
schränkung des Gesamtanteils von Fremdstoffen, von Rost,
Beschichtungen, Anstrichen etc., und um das Freisein von
sichtbarem Öl, Ölemulsionen, Schmiermitteln oder Fetten.

Werden diese Abfallende-Kriterien für Schrott nicht er-
reicht, handelt es sich zwarweiterhin umAbfall; der Schrott
kann aber gleichwohl in Stahlwerken, Gießereien und
Schmelzwerken zur Herstellung von Endprodukten ver-
wendet und damit verwertet werden. Die Abfallende-Krite-
rien der VO 333/2011/EU sind keine (technischen) Vorbe-
dingungen für den weiteren Verwertungsprozess. Bei Zu-
grundelegung sinnvollen technischen Aufwands und wirt-
schaftlich vertretbarer Mehrkosten sollen nach Schätzun-
gen lediglich zwischen 10 und 20 % aller Materialien die
Fremdstoff-Hürde überspringen und damit „produktfähig“
sein.

Soweit bei der Entsorgung der Rotorblattabfälle Kupfer-
schrott separiertwird, ist die EU-Abfallende-Verordnung für
Kupferschrott (VO 715/2013/EU) zu beachten, die Kriterien
festlegt, unter welchen Voraussetzungen bestimmte Arten
von Kupfer nicht mehr als Abfall anzusehen sind. Die Ab-
fallende-Kriterien für Kupferschrott sind in Art. 2
VO 715/2013/EU festgelegt, wobei zu den Einzelheiten auf
den Anhang I der Verordnung verwiesen wird.

Unabhängig von den genannten EU-Verordnungen gilt
grundsätzlich für Metallschrott aus alten Maschinen, Fahr-
zeugen etc., der für eine Verwertung in der Stahlindustrie
sortiert und behandelt wird, dass dieser durch die Sortie-
rung und Behandlung noch nicht die Abfalleigenschaft ver-
liert. Die Abfalleigenschaft endet insoweit erst dann, wenn
nach dem Einschmelzen neue Metallprodukte hergestellt
worden sind.

Hinsichtlich des bei der Herstellung von Rotorblättern
eingesetzten Balsaholzes ist nicht nur für die Verwertung,
sondern auch für das Ende der Abfalleigenschaft die deut-
sche Verordnung über Anforderungen an die Verwertung
und Beseitigung von Altholz (AltholzV) beachtlich.10 Zwar
konkretisiert die AltholzV imWesentlichenAnforderungen
an die Zulässigkeit bzw. Schadlosigkeit der Altholzverwer-
tung auf der Grundlage des § 7 KrWG. Für die Bestimmung
des Endes der Abfalleigenschaft von Altholz ist die Verord-
nungvonBedeutung,weil dieAbfalleigenschaftmitdervoll-
ständigen Erfüllung der Verwertungspflichten endet, die
wiederum in der Verordnung näher bestimmt werden. Bei
der Aufbereitung von Spänen oder Schnitzeln des Balsahol-
zes endet die Abfalleigenschaft nach der Aufbereitung und
Einhaltung der Anforderungen der AltholzV. Bei der ener-
getischen Verwertung von Altholz endet die Abfalleigen-
schaft mit dessen Einsatz als Ersatzbrennstoff, d.h. im Zeit-
punkt der Energiegewinnung.

Ob und zu welchem Zeitpunkt die Abfalleigenschaft der
faserhaltigen Fraktionen der Rotorblattabfälle enden kann,
hängt davon ab, zu welchem Zeitpunkt die Voraussetzun-
gen des § 5KrWGerfülltwerden.Unzweifelhaft dürfte sein,

10 Verordnung über Anforderungen an die Verwertung und Beseitigung
von Altholz vom 15.8.2002, zuletzt geändert am 19.6.2020, BGBl. Teil
I, S. 1328.
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dassweder die Separierung dieser Fraktionen noch ihre vor-
bereitende Aufbereitung für die weiter Entsorgung entwe-
der über eine Pyrolyse oder bei der Zementherstellung die
Abfalleigenschaft entfallen lässt.

Für carbonfaserhaltige Rotorblattabfälle, aus denen mit-
hilfe einer Pyrolysewiederverwendbare Fasern oder ein ver-
wendungsfähigesMahlgut recyceltwerden sollen, stellt sich
die Frage, ob das Erzeugnis des Pyrolyseprozesses noch als
Abfall oder als Produkt einzuordnen ist. Das hängt unter an-
derem davon ab, ob es einen tragfähigen Markt für die so
hergestellten Sekundärfasern gibt. Die Bund/Länder-Ar-
beitsgemeinschaft Abfall (LAGA)11 erläutert in ihrem Ab-
schlussbericht zur Entsorgung faserhaltiger Abfälle, nach
den ihr vorliegenden Informationen würden in der Produk-
tion statt Recycling-Fasern aus der Pyrolyse oftmals Neufa-
sern für CFK eingesetzt.12 Ein tragfähiger Markt für Sekun-
därfasern sei bislang nicht vorhanden. Das spreche für eine
fehlende Akzeptanz der Recycling-Fasern auf dem Markt
und sei außerdem ein Indiz dafür, dass die Qualität der Re-
cycling-Fasern der Marktnachfrage noch nicht entspreche.
Dementsprechend könnte auch noch nicht von einem Ende
der Abfalleigenschaft bei den Recycling-Fasern gesprochen
werden, sodass diese entweder als Abfall verwertet oder be-
seitigt werden müssen.

Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass an das Be-
stehen eines Marktes zumeist keine besonders hohen An-
forderungen gestellt werden. Im konkreten Einzelfall soll es
bereits ausreichen, dass für das Erzeugnis ein einzelner
Nachfrager vorhanden ist. Gefordert wird zusätzlich jedoch,
dass der Marktwert des Erzeugnisses positiv ist, dass also
für die Recycling-Fasern ein Preis gezahlt wird, weil nur so
angenommen werden kann, dass der Besitzer sich des Stof-
fes nicht lediglich entledigenwill und dass eine weitere Ver-
wendung tatsächlich zu erwarten ist.

Der Abschlussbericht der LAGA zu faserhaltigen Abfäl-
len berichtet außerdem, dass auch glasfaserhaltige Abfälle
aktuell unter ökonomischen Bedingungen nicht recycelt
werden können. Die Kosten einer Trennung der Glasfasern
von der mit ihr verbundenen Kunststoffmatrix seien zu
hoch. Das Ende der Abfalleigenschaft für die glasfaserhalti-
ge Fraktion der Rotorblattabfälle kann jedoch bei der Her-
stellung von Zementklinkern erreicht werden. BeimEinsatz
glasfaserhaltiger Abfälle in Zementwerken dienen die harz-

haltigen Abfälle als Energielieferant und mit ihrem Glasan-
teil als Mineralstofflieferant. Bei der Verbrennung im Dreh-
rohrofen des Zementwerks wird das Siliciumdioxid der
Glasfasern vollständig in den hergestellten Zementklinker
und somit in ein neues Produkt eingebunden. Ein Austre-
ten der Glasfasern und Stäube ist nicht mehr möglich.

4. Pflichten zur Vermeidung von Rotorblattabfällen

Sind die Anlagenteile derWEA, insbesondere die Rotorblät-
ter, nach der Stilllegung derWEA weiterhin funktionstaug-
lich und sollen und können sie als solche für eine andere
WEA, ob innerhalb derselbenWindfarm oder anderenorts,
unmittelbar und ohneVorbereitungshandlungenweiterver-
wendet werden, dann handelt es sich bei ihnen nicht um
Abfälle. Dasselbe gilt, wenn die WEA insgesamt für einen
Weiterbetrieb an anderer Stelle verkauft und demontiert
werden kann.

Eine Pflicht, noch funktionstaugliche Anlagenteile nach
der Einstellung des Betriebs der WEA als solche für andere
WEAweiterzuverwenden und damit einen entsprechenden
Abfallanfall zu vermeiden, besteht aktuell nicht. Allerdings
könnten der Gesetz- und Verordnungsgeber die Betreiber
von WEA verpflichten, nach einer Einstellung des Betriebs
der WEA zu prüfen und gegebenenfalls dafür zu sorgen,
dass verwendungsfähige Anlagenteile für andereWEAwei-
terverwendet werden.

Sind die Anlagenteile nach ihrer Demontage zwar nicht
unmittelbar wiederverwendbar, können sie oder Teile von
ihnen jedoch auf derGrundlage einer Tauglichkeitsprüfung,
einer Reinigung oder Reparatur zur Wiederverwendung
vorbereitet werden, dann könnte auf der Grundlage der Ab-
fallhierarchie des § 6 Abs. 1 KrWG13 i.V.m. der Verpflich-
tung der Betreiber vonWEA nach § 7 Abs. 2 S. 1 KrWG und
den Anforderungen zur Rangfolge und Hochwertigkeit der
Verwertungsmaßnahme nach § 8 Abs. 1 KrWG eine Ver-
pflichtung bestehen, eine solche Wiederverwendung zu
wählen.

Soweit sich die Vorbereitung zur Wiederverwendung
auch auf Bestandteile eines Erzeugnisses beziehen kann, ist
auch derÜbergangbzw. dieAbgrenzung zumRecycling flie-
ßend. Recycling i.S.d. KrWG ist nach § 3 Abs. 25 KrWG je-
des Verwertungsverfahren, durch das Abfälle zu Erzeugnis-
sen, Materialien oder Stoffen entweder für den ursprüngli-
chen Zweck oder für andere Zwecke aufbereitet werden; es
schließt die Aufbereitung organischerMaterialien ein, nicht
aber die energetische Verwertung und die Aufbereitung zu
Materialien, die für die Verwendung als Brennstoff oder zur
Verfüllung bestimmt sind.

Der Verordnungsgeber könnte, gestützt auf § 24 Nr. 3
KrWG, bestimmen, dass Rotorblätter nur so in den Verkehr
gebracht werden dürfen, dass ihre mehrfache Verwendung
erleichtert wird. Das könnte z.B. die Zerlegbarkeit der Ro-
torblätter oder die saubere Trennbarkeit von glas- und car-

11 Die LAGA ist ein Arbeitsgremium der Umweltministerkonferenz (UMK)
des Bundes und der Länder. Sie wurde mit der Zielsetzung gegründet,
einenmöglichst ländereinheitlichenVollzugdesAbfallrechts inderBun-
desrepublik Deutschland sicherzustellen.

12 LAGA-Abschlussbericht „Entsorgung faserhaltige Abfälle“, Juli 2019; s.
dazu auch den Abschlussbericht des Umweltbundesamts zu „Möglich-
keiten und Grenzen der Entsorgung carbonfaserverstärkter Kunststoff-
abfälle in thermischen Prozessen“, Texte 130/2021, April 2020.

13 Nach der Abfallhierarchie des § 6 Abs. 1 KrWG besteht folgende Rang-
folge: 1. Vermeidung, 2. Vorbereitung zur Wiederverwendung, 3. Re-
cycling, 4. sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung
und Verfüllung, 5. Beseitigung.
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bonfaserhaltigen Teilen der Rotorblätter betreffen. Zur Sen-
kung der Kosten bei zunehmend größeren Rotorblättern
wird erwogen, Rotorblätter in Segmenten herzustellen, die
am Aufstellungsort reversibel zusammengefügt werden
können.

Wenn es mit vertretbarem Aufwand technisch möglich
ist, diemehrfacheVerwendungvonRotorblätternzuerleich-
tern, dann könnte der Verordnungsgeber dies in einer Ver-
ordnung näher festlegen. Allerdings kann man mit guten
Gründen bezweifeln, ob allgemeine, eher appellartig formu-
lierte Vermeidungsanforderungen vollzugstaugliche, effek-
tiveVerpflichtungenderHersteller seinkönnen.Wollteman
konkretere Festlegungen dazu treffen, könnte man an Er-
kenntnissen zu Schadensursachen ansetzen und prüfen, ob
und inwieweit Anlass besteht, im Sinne einer Schadensver-
ringerung und Verkürzung der Verwendungszeit der Rotor-
blätter verbindlicheVorgaben zumachen. Solche Festlegun-
gen könnten sich auf Mindeststandards für Blitzableitung,
Enteisung, Oberflächenbeschichtung, der Ermüdungsab-
schätzung, Verwendung von entflammbaren Materialien,
etc. beziehen. Sie müssten sich nicht nur auf den Herstel-
lungsprozess beschränken, sondern könnten sich im Prin-
zip auch aufWartungundReparatur derRotorblätter erstre-
cken.

5. Produktverantwortung für Hersteller und
Vertreiber von Windenergieanlagen

Verantwortlich für die Entsorgung von Rotorblattabfällen
nach der Stilllegung der Windenergieanlagen sind die An-
lagenbetreiber.14 Besteht diese Verantwortlichkeit allein?
Schließlich stammen die Windenergieanlagen von Herstel-
lern und Vertreibern. Insbesondere die Hersteller haben
auch näheren Einfluss darauf, wie dieWindenergieanlagen
gestaltet sind und welche Kennzeichnungen sie aufweisen.
Insoweit sind sie Verursacher.

a. Rücknahme- und Rückgabepflichten

Anlass für den Gesetz- oder Verordnungsgeber, neben oder
anstelle der Anlagenbetreiber auch Hersteller oder Vertrei-
ber imRahmen einer Produktverantwortung für die Entsor-
gung von Rotorblattabfällen entsorgungs- oder kostenver-
antwortlich zu machen, könnte dann bestehen, wenn be-
fürchtet werden müsste, dass die Anlagenbetreiber zukünf-
tig in relevantem Umfang nicht in der Lage wären, für eine
ordnungsgemäße, schadlose und hochwertige Verwertung
der Rotorblätter Sorge zu tragen, weil sie nicht genügend
Rückstellungen für die Nachsorge gebildet haben und weil
die Sicherheiten, soweit sie diese leistenmussten, nicht aus-
reichen, um die Entsorgung zu finanzieren. In erster Linie
müssteeinerunzureichendenSicherheitsleistungallerdings
durch entsprechende Nachforderungen auf der Grundlage
des § 17 BImSchG begegnet werden.

Ein weiterer Anlass für die Einführung einer Produktver-
antwortung durch die Einführung von Rücknahme- und ge-
gebenenfalls auch Rückgabepflichten könnte bestehen,
wenn die Sorge berechtigt sein könnte, dass den Anlagen-
betreibern zukünftig keine für die Entsorgung der Rotor-
blätter hinreichende Entsorgungsinfrastruktur zur Verfü-
gung stünde. Das könnte z.B. dann der Fall sein, wenn bun-
desweit oder regional keine ausreichende Zahl von qualifi-
zierten Entsorgungsfachbetrieben bereit und in der Lage
wäre, die prognostizierten Rotorblattabfälle ordnungsge-
mäß, schadlos und hochwertig zu verwerten. Diese Sorge
ist nicht fernliegend, nachdem sich herausgestellt hat, dass
Mineral- und Carbonfasern nicht in Müllverbrennungsan-
lagen und auch nicht Sonderabfallverbrennungsanlagen
zur energetischen Verwertung eingesetzt werden sollten,
dass esnocherheblichenForschungsbedarf fürdenUmgang
mit faserhaltigen Abfällen gibt und dass bislang nur einige
wenige Anlagen überhaupt eine Verwertung der faserhalti-
gen Abfälle bewerkstelligen können. Der Engpass bei der
EntsorgungvonAbfällen imZusammenhangmitdemRück-
bauundderModernisierungvonWEAdürfte insoweitnicht
bei der Demontage der Anlagen, bei der zur Aufbereitung
im ersten Schritt notwendigen Zerkleinerung, Klassierung
und Sortierung durch Entsorgungsfachbetriebe, sondern
bei der abschließenden Verwertung noch nicht auszuschlie-
ßen sein.

Nimmtman einen solchen Sachverhalt an, dannwäre zu-
sätzlich noch zu hinterfragen, ob dieser Engpass sich auf die
Entsorgung von Anlagenteilen der WEA beschränkt oder
sich auch auf andere Erzeugnisse erstreckt, bei deren Entle-
digung faserhaltige Abfälle anfallen. Bejahendenfalls könn-
ten isolierte, auf die Entsorgung von Rotorblättern konzen-
trierte Lösungsstrategien zur Organisationsverantwortung
für faserhaltige Abfälle nur bedingt zielführend und auch
mit Blick auf den Gleichbehandlungsgrundsatz rechtferti-
gungsbedürftig sein.

b. Kennzeichnungs- und Informationspflichten

Produktverantwortung oder erweiterte Herstellerverant-
wortungbedeutetnicht zwingenddieEinführungvonRück-
nahmepflichten für Hersteller und Vertreiber von WEA
bzw.vonRotorblättern. § 24Nr. 5KrWGermächtigtdieBun-
desregierung z.B. auch zum Erlass einer Rechtsverordnung,
wonach bestimmte Erzeugnisse in bestimmter Weise zu
kennzeichnen sind. § 24 Nr. 6 KrWG ermächtigt die Bun-
desregierung zum Erlass einer Rechtsverordnung, wonach
bestimmte Erzeugnisse wegen der im Erzeugnis enthalte-
nen kritischen Rohstoffe, sonstiger Materialien oder des
Schadstoffgehalts der nach Gebrauch der Erzeugnisse ent-
stehenden Abfälle nurmit einer Kennzeichnung in Verkehr
gebracht werden dürfen, die insbesondere auf die Notwen-

14 S. o. III.2.
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digkeit einer Rückgabe an die Hersteller, Vertreiber oder be-
stimmte Dritte hinweist. Außerdem darf die Bundesregie-
rung nach § 24 Nr. 7 KrWG in einer Rechtsverordnung be-
stimmen, dass für bestimmte Erzeugnisse an der Abgabe-
stelle oder der Stelle des InverkehrbringensHinweise zu ge-
ben oder die Erzeugnisse zu kennzeichnen sind imHinblick
auf a) die Vermeidung der nach Gebrauch der Erzeugnisse
entstandenen Abfälle und die Wiederverwendbarkeit der
Erzeugnisse, b) die Vermeidung der Vermüllung der Um-
welt durch die nach Gebrauch der Erzeugnisse entstande-
nen Abfälle, c) den Einsatz von sekundären Rohstoffen, ins-
besondere Rezyklaten, sowie die Recyclingfähigkeit der
nachGebrauchder Erzeugnisse entstandenenAbfälle, d) die
umweltverträgliche Verwertung und Beseitigung der nach
Gebrauch der Erzeugnisse entstandenen Abfälle und e) die
Rückgabemöglichkeit im Falle einer verordneten Rücknah-
me- oder Rückgabepflicht nach § 25 KrWG.

Empfohlen wird eine Kennzeichnung von Carbonfaser-
Materialien, um eine separate Entsorgung der anfallenden
Abfälle zu ermöglichen, außerdemdie PrüfungderMöglich-
keiten einer chemischen, maschinenlesbaren Markierung
von Carbonfaser-Materialien sowie deren ökologische und
ökonomische Sinnhaftigkeit und die Aufnahme einer Mar-
kierungspflicht für carbonfaserhaltige Produkte in die ein-
schlägigen europäischen Regelungen. Eine solche Kenn-
zeichnung bzw. Information der Hersteller insbesondere
von CFK-Elementen würde die Verwertung der Rotorblät-
ter deutlich erleichtern. Die Umsetzung solcher Vorgaben
erfordert Informationsstandards, Verantwortliche für die
Archivierung und Erhebung der Informationen (Behörde,
Betreiber, Hersteller, Rückbau-Unternehmen) sowie Archi-
vierungsstandards unter Berücksichtigung des Wettbe-
werbsrechts.

Unstreitig dürfte sein, dass zukünftig sichergestellt sein
muss, dass Entsorgungsunternehmen, die Rotorblätter im
Auftrage der Anlagenbetreiber oder bei einer entsprechen-
den Rücknahmepflicht der Hersteller oder Vertreiber ent-
sorgen sollen, über alle Informationen verfügen, die für ei-
ne ordnungsgemäße, schadlose und hochwertige Verwer-
tung erforderlich sind. Dazu sind Kenntnisse darüber erfor-
derlich, welche Schadstoffe an welcher Stelle in den ehema-
ligen Produkten enthalten sind. Kennzeichnungen auf den
Rotorblätternkönnendazuhilfreichsein;obsieausreichend
sind oder darüber hinaus auch weitere Informationen ver-
fügbar gehalten werden müssen, hängt von dem konkreten
Inhalt dieser Informationen ab.

Im Vordergrund dürften deshalb Informationspflichten
derHersteller undVertreiber an die Betreiber vonWEAund
in der Folge von den Anlagenbetreibern an die Überwa-
chungsbehörden und die von ihnen – vorbehaltlich einer
Entsorgungsverantwortung der Hersteller und Vertreiber
auf der Grundlage einer Rücknahmepflicht – zu beauftra-
genden Entsorgungsunternehmen stehen. Ob daneben ein
Teil dieser Informationen auch über eine Kennzeichnung
auf den Rotorblättern selbst vorgesehen ist, dürfte insoweit

nachrangig sein. Daraus allein dürften sich keine besonde-
ren, zusätzlichen Beeinträchtigungen mit Blick auf mögli-
che Betriebsgeheimnisse der Hersteller ergeben.

IV. Umweltverträgliche Entsorgung von
Photovoltaikmodulen

Photovoltaikmodule sind nach § 3 Nr. 13 ElektroG elektri-
sche Vorrichtungen, die zur Verwendung in einem System
bestimmt sind und zur Erzeugung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie entworfen, zusammengesetzt und instal-
liert werden. Für die Entsorgung der Photovoltaikmodule
sind die Anforderungen des ElektroG zu beachten.

Aktuell sind in Deutschland knapp zwei Mio. Photovol-
taikanlagen mit einer Leistung von 54 Gigawatt in Betrieb,
die für 51,4 Terawattstunden Strom im Jahr 2020 sorgten.
Dabei lassen sich verschiedene Generationen von Installa-
tionenunterscheiden.DieLaufzeit vonPhotovoltaikanlagen
hängt von ihrer technischen Beschaffenheit und ihrerWirt-
schaftlichkeit ab.

Gemäß der EU-RL (2012/19/EU) über Elektro- und Elek-
tronik-Altgeräte ist jeder Hersteller undVertreiber von elek-
trischen oder elektronischen Geräten dazu verpflichtet, sich
an der Verwertung der von ihm in den Umlauf gebrachten
Produkte zu beteiligen. Für das Recycling der Photovoltaik-
Module beträgt die geforderte Sammelquote aktuell 85 %,
80%müssen sogar in denWertstoffkreislauf zurückgeführt
werden.

Im Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung ist
es die Aufgabe der Produzenten, sicherzustellen, dass die
verlangten Recycling- und Sammelquoten auch tatsächlich
eingehalten werden. Um sicherzustellen, dass Elektroaltge-
räte nach ihrer Nutzung ordnungsgemäß von den Herstel-
lern entsorgtwerden, ist gemäß derWEEE-RL jeder, der der-
artige Geräte innerhalb der EU in den Umlauf bringt, dazu
verpflichtet, sich bei der zuständigen nationalen Behörde
zu registrieren. In Deutschland ist dies das Elektro-Altgerä-
te-Register. Genau wie andere Elektroaltgeräte werden die
zu entsorgenden Solarmodule in Deutschland nicht nach
Herstellern, sondern bei der Rückgabe an die Wertstoffhö-
fe lediglich nach Gerätegruppen sortiert. Die vollen Contai-
ner werden im Anschluss daran von den Geräteherstellern
abgeholt,wobei sich dieMengeder zu entsorgendenPV-Mo-
dule danach richtet, wie groß der Marktanteil des jeweili-
gen Produzenten ist. Deutschlandweit existieren zu diesem
Zweck etwa 1.700 lokale Sammelstellen.

Es geltenbesondereRegeln für das Inverkehrbringenvon
Photovoltaikmodulen, insbesondere habendieHersteller ei-
ne Gemeinsame Stelle einzurichten. Hersteller müssen zu-
sätzlich zur Registrierung der zuständigen Behörde jährlich
eine insolvenzsichere Garantie für die Finanzierung der
Rücknahme und Entsorgung der Photovoltaikmodule nach-
weisen. Jeder Hersteller hat nach § 7a Abs. 1 ElektroG ein
Rücknahmekonzept der zuständigen Behörde vorzulegen.
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Elektro- und Elektronikgeräte sind im Übrigen vor dem
Inverkehrbringen auf dem europäischen Markt dauerhaft
so zu kennzeichnen, dass der Hersteller eindeutig zu iden-
tifizieren ist und festgestellt werden kann, dass das Gerät
zu einem bestimmten Zeitpunkt erstmals auf dem europäi-
schen Markt in Verkehr gebracht worden ist. Besitzer von
Altgeräten haben diese einer vom unsortierten Siedlungs-
abfall getrennten Erfassung nach § 10 Abs. 1 S. 1 ElektroG
zuzuführen.

Photovoltaikmodule gelten als umweltfreundliche Ener-
giequellen, verursachen aber auch ressourcenrelevante Ab-
fälle.DasRecyclingderModule ist fürdenRessourcenschutz
wichtig, weil damit wertvolle Materialien wie Silizium,
hochwertige Halbleitermaterialien und große Mengen an
Glas weitergenutzt werden können. Noch ist das Aufkom-
men an verschrotteten Photovoltaikmodulen in Deutsch-
land eher gering. Im Jahre 2018 wurden nach Zahlen des
Bundesumweltministeriums deutschlandweit knapp 8000
Tonnen erfasst. Das ist weniger als 1 % der mehr als
850.000 Tonnen gesammelter Elektro-Altgeräte. Die Zahlen
werden sich jedoch bald deutlich verändern. Für das Jahr
2030 erwarten manche Prognosen bereits rund eine Mio.
Tonnen zu entsorgender Photovoltaik-Module. Damit wür-
de das bisherige Volumen an Elektroschrott in Deutschland
mehr als verdoppelt.

V. Vorschriften über die Verwertung von
Kunststoffabfällen in Deutschland und
Europa

ZurVerringerungvonUmweltbelastungendurchKunststof-
fe hat die Europäische Union die EinwegkunststoffRL erlas-
sen.15 Sie trägt damit unter anderem der Erkenntnis Rech-
nung, dass etwa 80% der Abfälle imMeer Plastikmüll sind.
Besondere Aufmerksamkeit erfahren dazu zehn bestimmte
Einwegprodukte, die am häufigsten an Stränden gefunden
werden und etwa 70 % der Menge ausmachen. Die Einweg-
kunststoffRL sieht verschiedene Maßnahmen vor, die von
den Mitgliedstaaten umzusetzen sind. Dazu gehören ein
Verbot bestimmter Kunststoffartikel (Einweggeschirr etc.),
Zielvorgaben für eine Verbrauchsminderung, eine erweiter-
te Herstellerverantwortung (Vorgaben für die Herstellung,
Kostenpflicht für Sensibilisierung und Säuberung), Ziel-
gruppen für die Sammlung (Einwegflaschen z.B. bis zum
Jahr 2025 mit 90 %), Kennzeichnungsvorschriften und so-
genannte Sensibilisierungsmaßnahmen.

1. EU-Vorgaben

Die deutsche Einwegkunststoffverbotsverordnung (EWK-
VerbotsV)16 verbietet Einwegkunststoffe entsprechend den
Vorgaben der EU-KunststoffRL. Nach derenArt. 5 verbieten
die Mitgliedstaaten das Inverkehrbringen der in Teil B des

Anhangs aufgeführtenEinwegkunststoffartikel undvonAr-
tikeln aus oxo-abbaubarem Kunststoff. Lebensmittelverpa-
ckungen sind nach Anhang B Ziff. 7 erfasst, wenn sie aus
expandiertemPolystyrol hergestellt sind.Eshandelt sichum
Behältnisse wie Boxen (mit oder ohne Deckel) für Lebens-
mittel, die:
a) dazu bestimmt sind, unmittelbar vor Ort verzehrt oder

als Take-away-Gericht mitgenommen zu werden,
b) in der Regel aus der Verpackung heraus verzehrt werden,

und
c) ohne weitere Zubereitung wie Kochen, Sieden oder Er-

hitzen verzehrt werden können, einschließlich Verpa-
ckungen für Fast Food oder andere Speisen zum unmit-
telbaren Verzehr, ausgenommen Getränkebehälter, Tel-
ler sowie Tüten und Folienverpackungen (Wrappers)mit
Lebensmittelinhalt.

Ebenso erfasst werden nach Anhang B Ziff. 8 Getränkebe-
hälter aus expandiertem Polystyrol einschließlich ihrer Ver-
schlüsse und Deckel sowie nach Ziff. 9 Getränkebecher aus
expandiertem Polystyrol einschließlich ihrer Verschlüsse
und Deckel. Es erfolgt also durchgehend eine Beschränkung
auf EPS.17

a. Rücknahme- und Verwertungssysteme durch die
Hersteller

NachArt. 8 Abs. 1 UAbs. 2 der AbfallRRL umfasst die erwei-
terte Herstellerverantwortung die Rücknahme zurückgege-
bener Erzeugnisse und von Abfällen, die nach der Verwen-
dung dieser Erzeugnisse übrigbleiben, sowie die anschlie-
ßende Bewirtschaftung der Abfälle und die finanzielle Ver-
antwortung für diese Tätigkeiten. Diese Maßnahmen kön-
nen die Verpflichtung umfassen, öffentlich zugängliche In-
formationen darüber zur Verfügung zu stellen, inwieweit
das Produkt wiederverwendbar und recycelbar ist.

Zentral ist insoweit die Herstellerverantwortung.18 Die
Hersteller haben damit die Rücknahme und Verwertung
von Kunststoffabfällen sicherzustellen. Mit der Kunst-
stoffRL sollen nach ihrem Erwägungsgrund 2 kreislaufori-
entierte Ansätze gefördert werden, die nachhaltige und
nichttoxische wiederverwendbare Artikel und Wiederver-
wendungssysteme gegenüber Einwegartikeln bevorzugen.
Dabei wird in erster Linie auf die Verringerung des Abfall-
aufkommensabgezielt.Darin zeigt sichdie zentraleZielrich-

15 RL 2019/904/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
5.6.2019 über die Verringerung der Auswirkungen bestimmter Kunst-
stoffprodukte auf die Umwelt, ABl. 2019 L 155, S. 1.

16 VO über das Verbot des Inverkehrbringens von bestimmten Einweg-
kunststoffprodukten und von Produkten aus oxo-abbaubarem Kunst-
stoff, BR-Drucks. 575/20.

17 Frenz, AbfallR 2021, 44 ff. mit weiteren Einzelheiten.

18 Näher Frenz, AbfallR 2020, 72 (74 ff.) auch für das Folgende.


